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h o l z 6  trägt m. E. nicht dazu bei, die demokratische Mitwir­
kung von Arbeitskollektiven zu stärken. Außerdem kann 
ihrem Gedanken, das Arbeitskollektiv (Grundkollektiv) ne­
ben der Mitteilung über den Verdacht einer Straftat einseitig 
nur darüber zu informieren, daß es einen Kollektivvertreter 
benennen und eine Bürgschaft übernehmen kann, im Hinblick 
auf die Bedeutung der Mitwirkungsziele und der Kollektiv­
beratung im Ermittlungsverfahren nicht gefolgt werden.

Die Beauftragung eines gesellschaftlichen Anklägers hat 
sich insbesondere bewährt
— bei schweren Straftaten gegen das sozialistische Eigentum 

und die Volkswirtschaft (vor allem bei Angriffen von 
innen),

— bei weniger schwerwiegenden Straftaten gegen das sozia­
listische Eigentum, um auf bestimmte gesellschaftliche Zu­
sammenhänge aufmerksam zu machen,

— bei Straftaten, die erhebliche Auswirkungen in der Öf­
fentlichkeit oder im betreffenden Kollektiv hatten bzw. 
die mit Rechten der Bürger verknüpft sind (z. B. Angriffe 
auf die staatliche Ordnung, gegen die Person und auf die 
allgemeine Sicherheit).
In solchen Verfahren stellt der gesellschaftliche Ankläger 

diejenigen Umstände der Straftat in den Vordergrund, die 
ihre Schwere und den Umfang ihrer Folgen charakterisieren 
sowie auf Gefährdungsumstände aufmerksam machen und 

t Anforderungen an den Angeklagten sowie gesellschaftliche 
Erwartungen an Leiter und gesellschaftliche Kräfte zur 
Überwindung tatbegünstigender Umstände begründen.7

Die Beauftragung eines gesellschaftlichen Verteidigers kann 
insbesondere bei Fahrlässigkeitsdelikten (z. B. Straftaten ge­
gen den Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutz oder ge­
gen die Verkehrssicherheit) notwendig sein. Sie kann aber 
auch bei anderen Straftaten geboten sein, bei denen ein er­
heblicher Widerspruch zwischen bisher positivem Verhalten 
des Beschuldigten oder Angeklagten und geringer Schuld 
einerseits und der Straftat bzw. ihren erheblichen Auswir­
kungen andererseits besteht oder bei denen ohne persönliche 
Bereicherung betriebsegoistische Interessen realisiert wurden 
oder Werktätige in komplizierten Situationen nicht richtig 
entschieden haben, soweit damit strafrechtliche Relevanz ge­
geben ist.

Der gesellschaftliche Verteidiger trägt dazu bei, die Per­
sönlichkeit und die Schuld des Angeklagten durch die Darle­
gung entlastender, die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
mindernder oder ausschließender Umstände aufzuhellen.

Gesellschaftliche Ankläger und gesellschaftliche Vertei­
diger sind zunehmend auch über die gerichtliche Hauptver­
handlung hinaus wirksam, insbesondere in Betrieben, die 
durch Eigentumsstraftaten geschädigt wurden. Sie informie­
ren über den Prozeßverlauf und werten das Verfahren um­
fassend aus. Ihr Beitrag zur rechtserzieherischen Arbeit und 
ihre mobilisierende Rolle zur Beseitigung negativer Folgen 
der Straftat sowie zu wirksamer vorbeugender Arbeit der 
Arbeitskollektive und Leiter von Betrieben ist hoch zu wer­
ten. Diese Kraft gilt es noch stärker zu nutzen.

Zur Übernahme von Bürgschaften

Eine wichtige Form, in der die gesellschaftlichen Kräfte an 
der Strafrechtspflege mifwirken, ist die Bürgschaft gemäß § 31 
StGB und § 57 StPO.8 Ausgehend von ihrem hohen Stellen­
wert bei der Erziehung von Tätern sind Notwendigkeiten und 
Möglichkeiten für die differenzierte Ausprägung dieser Mit­
wirkungsform herangereift. Neben der stärkeren Anwendung 
der Bürgschaft sollten ihr neue Wirkungsfelder erschlossen 
werden, so z. B. im Zusammenhang mit der Überwindung 
negativer Persönlichkeitsumstände von Tätern sowie in den 
Fällen, in denen durch Übernahme einer Bürgschaft noch eine 
Bewährungsverurteilung in Frage kommt, und hinsichtlich der 
breiteren Anwendung von Einzelbürgschaften.9 Große Bedeu­
tung kommt auch der Aufgabe zu, die sinnvolle Ausgestaltung 
der Bürgschaft durch konkrete, kontrollierbare Verpflichtun­
gen des Täters und des Kollektivs bzw. des Einzelbürgen zu 
sichern und damit deutlich die Bewährungssituationen des 
Täters und die zu schaffenden notwendigen Bedingungen für 
seine Erziehung und Selbsterziehung (im Sinne des Sich- 
Wohlfühlens im Kollektiv) hervorzuheben.

6 Vgl. I. Buchholz in NJ 1987, Heft 9, S. 375.
7 Vgl. StPO-Kommentar, a. a. O., Anm. 2.1. bis 2.3. zu §55 (S. 84 f.).
8 Vgl. H. Plitz, a. a. O., S. 247.
9 Vgl. hierzu auch H. Plitz/G. Teichler, a. a. O., S. 33.
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E. B u c h h o l z  hat in NJ 1987, Heft 11, S. 436 f., Fragen 
aufgeworfen, die für die Rechtsprechung sehr bedeutsam sind. 
Hervorzuheben ist dabei, daß verminderte Zurechnungsfähig­
keit nicht immer zu einer Strafmilderung führen muß (z. B. 
bei verschuldetem Affekt oder Alkoholmißbrauch). Eine 
zwangsläufige Verknüpfung von verminderter Zurechnungs­
fähigkeit und Strafmilderung findet im Gesetz keine Stütze 
und kann u. E. nicht mit dem Hinweis auf das Verschuldens­
prinzip begründet werden. Die Rechtsprechung zur Beurtei­
lung der Schuld bei verminderter Zurechnungsfähigkeit aus 
psychopathologischen Gründen ist sehr differenziert, vor 
allem hinsichtlich der tatbezogenen Darstellung und Bewer­
tung dieser Wirkungsfaktoren und damit zusammenhängend 
der Bedeutung dieser subjektiven Umstände im Verhältnis 
zur objektiven Tatschwere. So kann z. B. auch im Zusammen­
hang mit einer ausgeprägten psychopathologisch bedingten 
verminderten Zurechnungsfähigkeit nach § 16 StGB eine so 
schwere Tatschuld vorliegen, daß die Straftat als Verbrechen 
zu beurteilen bzw. eine Strafmilderung nicht gerechtfertigt 
ist.

Zur Frage, ob zu den bei § 62 Abs. 3 StGB zu berücksich­
tigenden Umständen auch solche gehören, auf die sich § 62 
Abs. 1 StGB bezieht, führt E. Buchholz aus, daß § 62 Abs. 3 
StGB anzuwenden sei, wenn sich unter Berücksichtigung der 
gesamten Umstände die Schwere der Tat nicht erhöht habe 
und außerdem Umstände vorliegen, auf die sich § 62 Abs. 1 
StGB beziehe. Habe z. B. ein vermindert Zurechnungsfähiger 
unter Rückfallvoraussetzungen einen nicht erheblichen Dieb­
stahl begangen und habe dieser Diebstahl auch bei Beachtung 
der Rückfallvoraussetzungen keine Verbrechensqualität ange­
nommen, so sei — wie bei jedem anderen Täter in diesem Fall 
auch — § 62 Abs. 3 StGB anzuwenden, weil bei einer solchen 
Konstellation die mildestmögliche Sanktion auszusprechen sei 
(a. a. O., S. 437).

Dem ist folgendes entgegenzuhalten: Durch die Anwen­
dung des § 62 Abs. 3 StGB entfallen beim Vorliegen der erfor­
derlichen Voraussetzungen die erschwerenden Umstände. 
Damit ist jedoch nicht auch bereits eine außergewöhnliche 
Strafmilderung gegeben. Insoweit ist diese gesetzliche Rege­
lung nicht а priori günstiger für einen vermindert Zurech­
nungsfähigen. So kann z. B. der Tatbeitrag des Mittäters einer 
Vergewaltigung im Verhältnis zur Gesamtheit der Straftat 
nach § 121 Abs. 2 Ziff. 1 StGB so gering sein, daß unter An­
wendung des § 62 Abs. 1 StGB eine Verurteilung auf Bewäh­
rung ausgesprochen wird. Die Bewährungsstrafe ist aber 
milder als die Mindeststrafe von einem Jahr Freiheitsstrafe 
nach § 121 Abs. 1 StGB. Liegen außer dem aus objektiven 
Gründen geringen Tatbeitrag auch psychopathologische Wir­
kungsfaktoren i. S. des § 16 StGB vor, ist es u. E. zulässig, 
sowohl § 62 Abs. 3 (geringer Tatbeitrag) als auch §§ 62 Abs. 1, 
16 Abs. 1 und 2 StGB anzuwenden und den Mittäter wegen 
eines Vergehens der Vergewaltigung auf Bewährung zu ver­
urteilen.

Gegen E. Buchholz’ weitergehende Überlegungen zur 
Frage, ob und inwieweit verminderte Zurechnungsfähigkeit 
auch bei einer objektiv schweren Straftat zu dem Ergebnis 
führen könne, daß sich unter Berücksichtigung der gesamten 
Umstände die Schwere der Tat nicht erhöht habe (§ 62 Abs. 3 
StGB), bestehen Bedenken. Er führt aus, daß verminderte 
Zurechnungsfähigkeit den Grad der Schuld herabsetzt und 
damit die Tatschwere beeinflußt, und kommt zu dem Ergeb­
nis, daß verminderte Zurechnungsfähigkeit als Umstand, der 
auf den Grad der Schuld Einfluß hat, zur Anwendung des 
§ 62 Abs. 3 StGB führen kann — allerdings nicht zwangsläufig, 
sondern abhängig von der Konstellation der Gesamtheit der 
objektiven und subjektiven Umstände (a. a. O., S. 437).

Das Gesetz läßt es aber u. E. nicht zu, allein aus dem 
Vorliegen von Umständen, auf die sich § 62 Abs. 1 StGB be­
zieht, § 62 Abs. 3 StGB anzuwenden. Beide Regelungen ent­
halten völlig unterschiedliche AnwendungsVoraussetzungen. 
Mit dem als Kannbestimmung ausgestalteten § 62 Abs. 1 StGB 
werden die gesetzlich bestimmten Fälle der außergewöhnli­
chen Strafmilderung geregelt. Es handelt sich dabei um vom 
Gesetz ausdrücklich anerkannte Strafmilderungsgründe, die


